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ein Engagement der Kommunen für die Elektromobilität 
indes unerlässlich. 
 
 
 

Revitalisierung des ländlichen Raums durch 
intelligente Mobilitätskonzepte – Vorstellung 
und rechtliche Einordnung eines Modellpro-
jekts 

Dipl. jur. Solvejg Jenssen, Greifswald*  
 
Die Probleme in den sog. strukturschwachen Räumen 
sind vielfältig – die mehrdimensionalen Schwächungs- 
und Schrumpfungsprozesse in diesen Regionen bedin-
gen unter anderem ein stetig sinkendes Mobilitätsan-
gebot für die Bewohner. Das Modellprojekt inmod ver-
sucht durch ein integratives Verkehrskonzept, beste-
hend aus Schnellbussen und Pedelec-Zubringern, den 
öffentlichen Personennahverkehr in den betroffenen 
ländlichen Gebieten in Mecklenburg-Vorpommern 
wieder attraktiver zu machen. Bei der Umsetzung sol-
cher integrierten Verkehrskonzepte gilt es allerdings 
einige rechtliche Hürden zu überwinden. 

I. Ausgangssituation 

3% der Fläche der Bundesrepublik Deutschland fallen in 
die Raumkategorie „strukturschwacher ländlicher 
Raum“, in Mecklenburg-Vorpommern sind es 83% der 
Fläche1. Der überwiegende Teil dieser Raumkategorie 
innerhalb Deutschlands entfällt somit auf Mecklenburg-
Vorpommern. Das prädestiniert dieses Bundesland wie 
kein anderes dazu, hier Forschung zu demographischen 
Problemen zu betreiben um Lösungen zu entwickeln, 
von denen in Zukunft ganz Deutschland profitieren 
kann. 
 
Hauptmerkmal des sog. peripheren, strukturschwachen 
Raums ist der Umstand, dass kaum Arbeitsplätze ange-
boten werden und aufgrund dessen die arbeitswilligen 
Personen wegziehen. Zurück bleiben die Älteren und 
diejenigen mit geringen Erwartungen an Lohnarbeit. 
 
Die öffentliche Hand reagiert darauf, indem sie die Da-
seinsvorsorge dort nur noch sehr maßvoll betreibt, was 
sich besonders deutlich im Mobilitätsbereich darstellt. 
Der ehemals intakte und stündliche Busverkehr wird 
immer mehr reduziert, bis irgendwann nur noch der 
Schülerverkehr als rudimentäres ÖPNV-Angebot übrig 
bleibt. Allzu häufig wird allerdings auch dieser noch 
wegen zu geringer Schülerzahl eingestellt. 
 
Was der noch vorhandenen Bevölkerung dann bleibt, 
um ihre Mobilitätsbedürfnisse zu befriedigen, sind in 
der Regel nur das Taxi, der Privat-PKW, das Moped und 
das Fahrrad. Die Region wird aufgegeben, wodurch 
sämtliche Stabilisierungs- und Entwicklungschancen 
unmöglich werden. Stattdessen kommen zum Teil gra-
vierende politische, soziale und Sicherheitsfolgekosten 
auf die öffentliche Hand zu. Was hier gebraucht wird, ist 
eine starke, gesicherte und verlässliche Mobilität. Nur 

so kann die völlige Aufgabe der strukturschwachen 
ländlichen Räume verhindert werden. 
 
Hinzu kommt, dass gerade diese von sozialen und wirt-
schaftlichen Schrumpfungsprozessen betroffenen Regi-
onen touristisch besonders attraktiv sind: intakte Land-
schaftsbilder, Ruhe und Natur sowie aufwendig restau-
rierte Gutshäuser und Schlösser sind gerade in 
Mecklenburg-Vorpommern zu finden. Der Tourismus als 
stärkste regionale Wirtschaftskraft muss hier gefördert 
werden. Auch das ist aber ohne sinnvolle nachhaltige 
und funktionierende Mobilitätskonzepte nicht möglich. 
Immer mehr Touristen haben das Bedürfnis, ökologisch 
anspruchsvollen Urlaub zu machen, und werden auf 
Dauer keine auf motorisiertem Individualverkehr basie-
rende Mobilität akzeptieren. Trotzdem möchten sie aber 
stets individuell und flexibel mobil sein. 
 
Hier muss eine ÖPNV-orientierte und nach Möglichkeit 
auch elektrobasierte Mobilität geschaffen werden, um 
attraktiven Tourismus zu gewährleisten und gleichzeitig 
den Naturraum zu schützen. 
 
Für den flächendeckenden Einsatz von Elektroautos ist 
es noch zu früh. Erprobt ist aber sowohl der Einsatz von 
Elektro- und Hybridbussen als auch von Elektrofahrrä-
dern, den sogenannten Pedelecs. Genau hier setzt das 
Forschungsprojekt inmod an. 
 
II. Projektdesign 

„Inmod – intermodaler öffentlicher Nahverkehr im länd-
lichen Raum auf Basis von Elektromobilitätskomponen-
ten“ ist ein Modellprojekt unter der Leitung des Zent-
rums für ländliche Mobilität an der Hochschule Wismar. 
Als wissenschaftliche Partner sind darüber hinaus das 
Hanseatic Institute for Entrepreneurship and Regional 
Development (HIE-RO) an der Universität Rostock, 
extraenergy e.V. und das Institut für Klimaschutz, Ener-
gie und Mobilität (IKEM e.V.) an der Universität 
Greifswald beteiligt.  
 
Das Projekt wird vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung mit ca. 3,4 Mio. EUR sowie 
vom Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landes-
entwicklung Mecklenburg-Vorpommern mit ca. 
1,7 Mio. EUR gefördert. Inmod ist am 1.11.2011 mit 
einer dreijährigen Laufzeit gestartet. Momentan befindet 
sich das Projekt bereits in der Praxisphase, das heißt, der 
Betrieb auf den Modellstrecken hat begonnen. 
 
Inmod geht einen integrierten und wegekettenorientier-
ten Ansatz, der hier „ergänzende Bedienform“ genannt 
werden soll. Dabei wird ein attraktiver Expressbus mit 
möglichst wenigen Haltestellen und dem schnellsten 
Weg vom Start zum Ziel systematisch um die Zubringer 
aus den umliegenden Ortsteilen zu den Haltestellen er-
gänzt. Diese Zubringer können unterschiedlich ausge- 
 
 
* Die Autorin ist wissenschaftliche Mitarbeiterin des Instituts 

für Klimaschutz, Energie und Mobilität e.V., Greifswald). 
1 Berlin Institut für Bevölkerung und Entwicklung; Demogra-

phischer Wandel; Berlin 2009. 
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staltet sein. Bei inmod sind es Pedelecs, die die Nutzer 
zu den Haltestellen transportieren2. Für den Busverkehr 
werden sowohl Hybrid- als auch Elektrobusse verwen-
det, die von den regionalen Verkehrsunternehmen be-
trieben werden. 
 
Auf diese Weise beginnt die Mobilität bereits vor der 
Haustür und die Intermodalität ermöglicht eine schnelle 
und flexible Zielerreichung, die besonders für Pendler 
interessant ist. 
 
In den Orten im Umfeld der Bushaltestellen, teilweise 
auch in kleinsten Siedlungen oder touristischen Anla-
gen, stehen Radboxen bereit, aus denen sich die Fahr-
gäste nach vorheriger Registrierung mittels einer inmod-
card ein Pedelec entnehmen können. Sie fahren dann 
mit diesem zur nächstgelegenen Haltestelle, identifizie-
ren ihr Fahrtende mit der inmod-card, stellen das Pede-
lec in die Haltestellenbox, schließen das Ladekabel an 
und steigen in den inmod-Bus. Eine intelligente Soft-
ware (inmod-Manager) und verschiedene Sensoren in 
den Boxen und an den Rädern identifizieren das Rad, 
geben gegebenenfalls Alarm, wenn sich das Rad aus 
einem bestimmten Radius um Ortschaft und Haltestelle 
heraus bewegt und erkennen, ob das Rad technisch 
einsatzbereit ist. 
 
Erprobt wird das Modell auf vier Teststrecken in Meck-
lenburg-Vorpommern: Boltenhagen – Priwall (Klützer 
Winkel), Wismar – Pepelow (Salzhaff), Anklam – He-
ringsdorf (Usedom) und Waren – Neustrelitz (Mecklen-
burgische Seenplatte). Die letzte Teststrecke hebt sich 
allerdings vom eigentlichen Projektdesign ab. Hier geht 
es um die Verbindung von Bahn und Rad und aus-
schließlich um die Pendler der Stadtverwaltungen Waren 
und Neustrelitz. 
 
Auf den anderen drei Strecken liegt der Schwerpunkt 
vor allem auf den folgenden drei Benutzergruppen: Ers-
tens Einheimische, meist Ältere, die Bedarfsverkehrs-
wünsche haben, zweitens Berufspendler, die regelmäßig 
Nah- und Fernverkehre benötigen, und drittens Touris-
ten, die von ihren Hotelanlagen oder Ferienhäusern aus 
ins Binnenland fahren möchten. 
 
III. Forschungsschwerpunkt „Rechtliche Integrati-
on in den ÖPNV“ 

Es ist aber nicht nur eine Verknüpfung von Individual-
verkehr (Pedelecverleih) und ÖPNV (Busstrecken) ge-
wollt, sondern eine Intermodalität innerhalb des ÖPNV. 
Darauf konzentrieren sich auch die vier Forschungs-
schwerpunkte des Projekts. Der erste Schwerpunkt be-
schäftigt sich mit den technischen und logistischen Be-
dingungen für eine Intermodalität aus öffentlichem und 
privatem Verkehr. Darüber hinaus wird ermittelt, welche  
 
 
2 Zu weiteren Ansätzen eines multimodalen Angebots: Nie-

mann/Koch, DER NAHVERKEHR, 4/2012, 44-47. 
3 Barth, in: Handbuch ÖPNV, Köln 2009, A3, S. 12b. 
4 OVG Magdeburg, Urt. v. 1.8.2012, Urteil mit Entscheidungs-

gründen noch nicht veröffentlicht (Stand: 16.8.2012). 

generelle Raumwirksamkeit eine solche wiedererwachte 
Mobilität hat. Ebenso erforscht werden die volkswirt-
schaftlichen Kosten und Erlöse einer Revitalisierung 
von ländlichem Raum durch Intermodalität im ÖPNV. 
 
Die vom IKEM zu bearbeitende Fragestellung, auf die 
im Folgenden näher eingegangen werden soll, zielt auf 
die rechtlichen und sonstigen normativen Voraussetzun-
gen ab, die notwendig sind, um den ÖPNV um private 
Verkehrsanteile zu erweitern. 
 
Eine rechtliche Verknüpfung von Individualverkehr und 
ÖPNV setzt voraus, dass auch die Bereitstellung und 
Nutzung der Räder als Teil des ÖPNV angesehen wird. 
Ein wichtiger Punkt ist hier einerseits die rechtsdogma-
tische Frage, inwiefern der jetzige ÖPNV-Begriff eine 
Erweiterung privater Verkehrsanteile zulässt, bzw. ob 
und wie er ggf. geändert werden müsste. Andererseits ist 
es praktisch notwendig, eine Integration des Systems in 
die Nahverkehrspläne zu erreichen, die instrumentell 
dafür vorgesehen sind, eine ausreichende Verkehrsbe-
dienung sicherzustellen.  
 
1. Subsumtion unter den ÖPNV-Begriff 

Gem § 1 des Gesetzes über den Öffentlichen Personen-
nahverkehr in Mecklenburg-Vorpommern (ÖPNVG M-
V) definiert sich ÖPNV als „[…] allgemein zugängliche 
Beförderung von Personen mit Verkehrsmitteln im Li-
nienverkehr, die überwiegend dazu bestimmt sind, die 
Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- und Regionalver-
kehr zu befriedigen.“ 
 
Hier tun sich gleich mehrere Problemkreise auf. Frag-
lich ist zum Beispiel wie es sich auswirkt, dass die Per-
son sich mit dem Pedelec im Prinzip selbst befördert. Ist 
dies dann noch eine Beförderung „von“ Personen? Dar-
über hinaus ist eine Personenbeförderung im Linienver-
kehr gem. § 42 PBefG nötig. Demnach braucht es den 
regelmäßigen Verkehr auf einer bestimmten Strecke so-
wie das Angebot der Beförderung an einen bestimmten 
Personenkreis. Das Tatbestandsmerkmal der Strecken-
bindung ist hier streitbar, wenngleich es mit den Pede-
lecboxen in den Siedlungen und an den Bushaltestellen 
feste Ausgangs- und Endpunkte gibt und eine freie Rou-
tenführung in den AGB untersagt ist. 
 
Für die bereits existierenden sog. „alternativen Bedien-
formen“ wie das Anruf-Sammeltaxi oder den Sammel-
bus gibt es bereits juristische Auffassungen, die davon 
ausgehen, dass eine konkrete Subsumtion unter der 
ÖPNV-Begriff gar nicht nötig ist, sondern diese Bedien-
formen stattdessen bereits aufgrund ihrer Verkehrsfunk-
tion zum ÖPNV gehören3. Diese Meinung wird nicht 
zuletzt deswegen vertreten, weil eine saubere Subsumti-
on unter den aktuellen ÖPNV-Begriff schon für die al-
ternativen Bedienformen kaum möglich ist. Jüngst hat 
sogar das OVG Magdeburg entschieden, dass Anrufbus-
se kein Linienverkehr im Sinne des PBefG sind4. Noch 
kritischer ist die Lage bei den sogenannten „ergänzen-
den Bedienformen“, zu denen auch das Verkehrsmodell 
des hier vorgestellten Projekts inmod gehört. Intermoda-
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le Verkehrskonzepte mit ursprünglich privaten Mobili-
tätsanteilen müssen streng genommen wohl aus dem 
Definitionsbereich fallen.  
 
Zukunftsweisende intermodale und flexible Verkehrs-
konzepte aufgrund eines zu eng definierten ÖPNV-
Begriffes aus dem Anwendungsbereich fallen zu lassen, 
ist allerdings nicht zeitgemäß und bringt für alle diesbe-
züglichen Ansätze und Projekte hohe organisatorische, 
strukturelle und finanzielle Hürden mit sich.  
 
Daher ist grundsätzlich zu überlegen, ob und wie man 
den ÖPNV-Begriff gesetzlich weiter fassen kann, so 
dass auch die so dringend notwendigen neuen Mobili-
tätskonzepte noch in das „ÖPNV-Korsett“ passen. Mög-
licherweise könnte hier eine europarechtliche Argumen-
tation hilfreich bzw. sogar notwendig sein. In der 2009 
in Kraft getretenen Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des 
Europäischen Parlaments und des Rats, die allgemeine 
Grundsätze für die Vergabe im ÖPNV festlegt, ist bspw. 
keine konkrete ÖPNV-Definition zu finden. Hier ist nur 
generell von „ausreichender und angemessener Ver-
kehrsbedienung“ die Rede. Die mutmaßliche Intention 
des Verordnungsgebers, hier einen weiten Spielraum für 
die verschiedenen ÖPNV-Modelle in den Mitgliedstaa-
ten zu lassen, beansprucht auch für die hiesige Definiti-
on des ÖPNV-Begriffs in den ÖPNV-Gesetzen der Län-
der, im PBefG und im Regionalisierungsgesetz (RegG) 
Gültigkeit und sollte in solche Überlegungen mit einbe-
zogen werden.  
 
Die Alternative ist der Versuch einer sehr weiten Ausle-
gung des jetzigen ÖPNV-Begriffs. Hilfreich kann auch 
hier die o.g. Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sein. Die 
hier so offen formulierte Notwendigkeit der ausreiche-
nenden und angemessenen Bedienung meint ein Bedie-
nungsangebot, das über das vom Markt bereitgestellte 
Niveau hinausgeht. Zudem ist es situations- und ortsab-
hängig, welches Bedienungsniveau den jeweiligen Be-
langen angemessen Rechnung trägt5. Die ausreichende 
und angemessene Verkehrsbedienung ist ein ausfül-
lungsbedürftiger und unbestimmter Rechtsbegriff, bei 
dem der zuständigen Behörde ein weites Ermessen zu-
steht6. Der Begriff wäre beispielsweise mit Umwelt-
schutzbelangen, Aspekten der Daseinsvorsorge und der 
Berücksichtigung der Probleme des strukturschwachen 
Raums auszufüllen. 
 
Die (rechts-)sicherere und nachhaltigere Variante ist 
wohl aber die Neustrukturierung des nationalen ÖPNV-
Begriffs, um eine klare und verbindliche Definition fest-
zulegen, die auch alternative und ergänzende Bedien-
formen mit einschließt. 
 
2. Integration in die Nahverkehrspläne 

Ferner ist es erstrebenswert, die Projektgrundsätze in die 
Nahverkehrspläne der betroffenen Landkreise und den 
ÖPNV-Landesplan aufzunehmen, da die Nahverkehrs-
pläne gem. § 7 ÖPNVG M-V instrumentell dafür vorge-
sehen sind, eine ausreichende Verkehrsbedienung si-
cherzustellen. Da sich aufgrund der 2011 in Mecklen-

burg-Vorpommern vorgenommenen Kreisgebietsreform 
momentan ein Großteil der Nahverkehrspläne in Über-
arbeitung befindet, ist dies derzeit theoretisch auch um-
setzbar. Durch die Verankerung im Nahverkehrsplan 
würde vom Aufgabenträger signalisiert, dass das vorge-
schlagene Modell eine erstrebenswerte Entwicklung für 
den ÖPNV bedeutet. Die Aussagen des Nahverkehrs-
plans sind für die Aufgabenträger bindend, sie sind von 
der zuständigen Genehmigungsbehörde bei ihrem Hin-
wirken auf eine integrierte Nahverkehrsbedienung zu 
berücksichtigen und sie sind bei Genehmigungsverfah-
ren und Konzessionsvergaben zu beachten. Damit wäre 
es den Verkehrsbetrieben wesentlich erleichtert, inter-
modale Verkehrskonzepte mit ergänzenden ÖPNV-
Leistungen durchzuführen und somit einen Beitrag zur 
Revitalisierung strukturschwacher ländlicher Räume zu 
leisten. 
 
IV. Ausblick 

Zu der derzeit so viel propagierten „Energiewende“ ge-
hört auch eine Mobilitätswende, die eine Entkoppelung 
des Fahrzeugbesitzes von der Deckung des Mobilitäts-
bedarfs durch innovative und ganzheitliche Verkehrs-
konzepte nötig macht. Das Ziel ist ein effizienter und 
umweltfreundlicher ÖPNV, der mehr ist als nur Schü-
lerbeförderung, sondern echte, die Attraktivität der Re-
gion erhöhende Daseinsvorsorge.  
 
Im August 2012 erfolgte der praktische Projektstart von 
inmod. Ca. 300 Pedelecs, zwei Hybridbusse und ein 
Elektrobus sind seitdem in vier Modellregionen unter-
wegs und liefern bis zum Projektende im Oktober 2014 
hoffentlich noch viele weitere Erkenntnisse darüber, wie 
man strukturschwache Räume durch intelligente Mobili-
tätskonzepte revitalisieren kann. 
 
 
 
Abfall 

Quo vadis Verpackungsverordnung – eine kri-
tische Bestandsaufnahme 

StB Prof. Dr. Heinz-Georg Baum, Fulda* 
 
Die Entsorgung von Verpackungsabfällen aus haus-
haltsnahen Anfallstellen soll erneut nachjustiert wer-
den. Der Verwertungspfad der dualen Entsorgung soll 
um sog. stoffgleiche Nichtverpackungen verbreitert 
werden. Ein solches Vorgehen macht nur Sinn, wenn 
die bisher gemachten Erfahrungen mit diesem Entsor-
gungsregime über jeden Zweifel erhaben erscheinen. 
Diese kritische Bestandsaufnahme zeigt die Mängel 
dieses Ansatzes auf. 

 
 
5 Jenssen/Onnen-Weber/Targan, DER NAHVERKEHR, 

6/2012, 26-29. 
6 EuGH, Urt. v. 17.9.1998 – Rs. C-412/96 damals noch zu VO 

(EWG) Nr. 1191/69. 


